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Gesellschafter einer Personengesellschaft halten im Ertragsteuer-
recht keinen Gesellschaftsanteil, sondern einen Mitunternehmer-
anteil, der die ideelle Berechtigung an den einzelnen Wirtschafts-
gütern des Gesellschaftsvermögens verkörpert. Die „Einheit der
Gesellschaft“ wird insoweit durch die „Vielheit der Gesellschaf-
ter“ verdrängt. Mit der Sichtweise des Gesellschaftsrechts ist die-
ser Befund nicht mehr vereinbar. Der Beitrag erörtert noch heute
fortwirkende konzeptionelle Defizite des Bruchteilsansatzes, auf-
grund derer das Konzept aufgegeben werden sollte. Anhand von
Übertragungskonstellationen werden einheitsorientierte Alterna-
tiven aufgezeigt, die das materielle Besteuerungsrecht erheblich
vereinfachen könnten.

In German income tax law, partners in a commercial partner-
ship hold a co-entrepreneurial share, which embodies co-owner-
ship of the individual assets of the partnership. In this respect,
the „unity of the company“ is replaced by the „plurality of part-
ners“. This situation conflicts with the perspective in current
company law. The article discusses conceptual deficits of the ap-
proach that still persist today, due to which the concept should
be abandoned. In the context of transfers, alternatives are shown
which could considerably simplify substantive taxation law.

I. Problemstellung

Das geltende Besteuerungsrecht der gewerblichen Personenge-
sellschaften ist dualistisch geprägt.1 Soweit der Ansatz der Ein-
heit der Gesellschaft greift, wird der Gesellschaft in Anlehnung
an die inzwischen vorherrschende zivilrechtliche moderne Ge-
samthandslehre partielle Steuerrechtsfähigkeit zugestanden.
Die Gesellschaft ist danach als Inhaber des gewerblichen Un-
ternehmens Subjekt der Gewinnerzielung, der Gewinnermitt-
lung und der Einkünftequalifikation.2 Sofern sachlich geboten,
gelten jedoch die Gesellschafter gemäß dem Ansatz der Vielheit
der Gesellschafter, der dogmatisch auf der tradierten Gesamt-
handslehre des Zivilrechts basiert, als Träger des Betriebs.3 In-
folgedessen erzielen die Gesellschafter die Betriebsvermögens-
veränderung nunmehr individuell als Einzelne. Strittig bleibt,
welches Prinzip auf welcher Grundlage Vorrang beanspruchen
kann, weshalb Forderungen nach einer grundlegenden Reform
des Unternehmenssteuerrechts fortbestehen.4

Zentrales Merkmal und notwendige Voraussetzung der Viel-
heitslehre ist der rechtliche Anteil der Gesellschafter am Gesell-
schaftsvermögen, den der Mitunternehmeranteil vermitteln
soll. Gemäß der ständigen höchstrichterlichen Rechtsprechung
verkörpert die gesellschaftsrechtliche Beteiligung nach § 39
Abs. 2 Nr. 2 AO die quotale Berechtigung an den zum Gesamt-
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